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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.02.2010 

Geschäftszahl 

2010/06/0018 

Betreff 

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Kail und die Hofräte 
Dr. Bernegger und Dr. Waldstätten als Richter, im Beisein des Schriftführers Mag. Crnja, in der 
Beschwerdesache der X in Y, vertreten durch Dr. Leonhard Ogris, Rechtsanwalt in 8530 Deutschlandsberg, 
Grazer Straße 21, gegen den Bescheid der Kärntner Landesregierung vom 11. Februar 2008, Zl. 7-V-STLB-70-
4/5/2008, betreffend eine Enteignung nach dem Kärntner Straßengesetz 1991 (mitbeteiligte Partei: Bundesland 
Kärnten, Landesstraßenverwaltung), den Beschluss gefasst: 

Spruch 

Die Beschwerde wird als gegenstandslos erklärt und das Verfahren eingestellt. 

Kostenersatz findet nicht statt. 

Begründung 

Mit dem angefochtenen Bescheid hat die belangte Behörde Grundflächen der Beschwerdeführerin auf 
Grundlage des Kärntner Straßengesetzes 1991 enteignet und hiefür eine Entschädigung zuerkannt. 

Dagegen richtet sich die vorliegende Beschwerde wegen inhaltlicher Rechtwidrigkeit und Rechtswidrigkeit 
infolge Verletzung von Verfahrenvorschriften. 

Die belangte Behörde hat Akten des Verwaltungsverfahrens vorgelegt und in einer Gegenschrift die 
kostenpflichtige Abweisung der Beschwerde beantragt. Auch die mitbeteiligte Partei hat eine Gegenschrift 
erstattet und dabei auf einen Vergleich verwiesen, der im gerichtlichen Verfahren betreffend die Festsetzung der 
Enteignungsentschädigung erzielt wurde. 

Die Beschwerdeführerin hat unter Hinweis hierauf bekannt gegeben, dass die Beschwerde gegenstandslos 
geworden sei. 

Wie sich aus den Bestimmungen des § 33 Abs. 1 VwGG und des § 34 Abs. 3 VwGG ergibt, hat der 
Verwaltungsgerichtshof das Vorliegen der Prozessvoraussetzungen und damit auch das Fehlen eines 
Prozesshindernisses ("negative Prozessvoraussetzung") in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen 
und einen der meritorischen Erledigung der Beschwerde entgegenstehenden Umstand von Amts wegen 
wahrzunehmen. Aus § 33 Abs. 1 VwGG lässt sich weiters entnehmen, dass der Gesetzgeber das 
Rechtsschutzbedürfnis auch für das verwaltungsgerichtliche Verfahren als Prozessvoraussetzung versteht 
(vgl. beispielsweise den hg. Beschluss vom 21. Oktober 2009, Zl. 2009/06/0095, mwN). Das ist angesichts der 
erfolgten Einigung (in Verbindung mit der Erklärung der Beschwerdeführerin) zu verneinen. 

Mangels einer formellen Klaglosstellung liegt die Voraussetzung für einen Kostenzuspruch gemäß § 56 
VwGG nicht vor. Vielmehr kommt § 58 Abs. 2 VwGG in der Fassung der Novelle BGBl. I Nr. 88/1997 zur 
Anwendung, wonach der nachträgliche Wegfall des Rechtsschutzinteresses bei der Entscheidung über die 
Kosten des Beschwerdeverfahrens nicht zu berücksichtigen ist. Da im vorliegenden Fall die Entscheidung über 
die Kosten einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde, ist über die Kosten unter Heranziehung des in 
§ 58 Abs. 1 VwGG verankerten Grundsatzes zu entscheiden, nach dem, soweit die §§ 47 bis 56 nicht 

     anderes bestimmen, jede Partei den ihr im Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof erwachsenden 
Aufwand selbst zu tragen hat (vgl. abermals den hg. Beschluss vom 21. Oktober 2009). 

Wien, am 25. Februar 2010 


